
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Douglas Hoyos-Trauttmansdorff, Kolleginnen und Kollegen 

betreffend Evaluierung der Angemessenheit der Gebührensätze für Sachver
ständige und Dolmetscher_innen 

eingebracht im Zuge der Debatte in der 64. Sitzung des Nationalrats über den 
Bericht des Rechnungshofes betreffend Dolmetsch- und Übersetzungsleistun
gen im Innenministerium und Justizministerium - Reihe BUND 2020/20 (111-140 
d.B) - TOP 15 

Sachverständige und Dolmetscher_innen leisten in unserem Rechtsstaat einen essen
ziellen Beitrag. Indem sie den Gerichten ihr Wissen und ihre Fachkenntnisse zur Ver
fügung stellen und mit ihren Übersetzungsleistungen sonst unüberwindbare Sprach
barrieren überbrücken, ermöglichen sie es der Justiz, Verfahren zu führen und Ent
scheidungen zu treffen. 

Diese verantwortungsvolle und überaus wichtige Funktion innerhalb des Justizsys
tems wird von den qualifizierten, allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen und Dolmetscher_innen erfüllt. Doch wer Qualität will, muss auch 
dafür Sorge tragen, dass qualifizierte Arbeit auch angemessen entgolten wird. Nur so 
ist sichergestellt, dass sich auch in Zukunft ausreichend qualifizierte Sachverständige 
und Dolmetscher_innen finden, um ihre Fähigkeiten in den Dienst der Rechtspflege 
der Republik zu stellen. 

Die Gebührensätze des Gebührenanspruchsgesetzes, das Grundlage für die Entloh
nung von Sachverständigen und Dolmetscher_innen in vielen behördlichen Verfahren 
ist, wurden seit dem Jahr 2007 nicht mehr erhöht. Im Jahr 2014 wurden diese sogar 
noch herabgesetzt. In Kombination mit der Inflation bedeutete dies in den vergange
nen Jahren einen beträchtlichen Reallohnverlust. Auch aufgrund dieser Umstände 
sieht sich die Branche der Sachverständigen und Dolmetscher_innen einem erhebli
chen Überalterungsproblem sowie einem imminenten Nachwuchsproblem konfron
tiert. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesministerin für Justiz wird ersucht, die Höhe der Gebührensätze für Sach
verständige und Dolmetscher_innen im Gebührenanspruchsgesetz (GebAG) idgF hin
sichtlich deren Angemessenheit zu evaluieren. Bei der Evaluierung soll insbesondere 
auf die ausreichende Versorgung des Justizsystems mit qualifizierten Sachverständi
gen und Dolmetscher_innen Bedacht genommen werden. Über die Ergebnisse dieser 
Evaluierung möge die Frau Bundesminister ehestmöglich berichten sowie etwaige da
raus resultierende Gesetzesvorschläge dem Nationalra uleiten." 

/ 

/ 
/ 

/ 

372/UEA XXVII. GP - Entschließungsantrag (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




		2020-11-23T14:28:01+0100
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




